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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Vertreterin-
nen der Landtagsverwaltung und der Ministerien! Sehr geehrte interessierte Gäste! 
Sehr geehrte Herren und Damen Sachverständige! Ich begrüße Sie herzlich zur 
13. Sitzung der Enquetekommission III „Wasser in Zeiten der Klimakrise“.  

Die heutige Sitzung ist öffentlich. Es findet eine Anhörung statt.  

Leider ist in der vergangenen Woche ein Kollege der CDU-Fraktion verstorben. Heute 
findet die Beerdigung statt. Daher haben wir unter den Obleuten die Vereinbarung ge-
troffen, dass wir die heutige Anhörung nur bis 12 Uhr durchführen, damit die Kollegen 
und Kolleginnen an der Beerdigung teilnehmen können. Wir haben vereinbart, dass 
offengebliebene Fragen im Nachgang schriftlich gestellt werden können.  
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1 Rohstoffabbau/Bergbau 

– Anhörung von Sachverständigen (s. Anlage) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Sehr geehrte Sachverständige, im Namen der En-
quetekommission möchte ich Ihnen meinen ausdrücklichen Dank für Ihre heutige Teil-
nahme und die bereitgestellten Stellungnahmen aussprechen.  

Aus zeitlichen Gründen ist nicht vorgesehen, dass die anwesenden Sachverständigen 
ihre schriftlichen Stellungnahmen in einem Eingangsstatement noch einmal mündlich 
zusammenfassen. Vielmehr gehe ich davon aus, dass die Abgeordneten die schriftli-
chen Stellungnahmen gelesen und ausgewertet haben und nunmehr Fragen an die 
Sachverständigen richten, um einzelne Sachverhalte zu vertiefen bzw. zu hinterfragen.  

Es wird jeweils eine Fraktion ihre Frage an einen Sachverständigen richten, und die 
angesprochene Person kann dann unmittelbar darauf antworten. Für die Beantwortung 
einer Frage stehen maximal drei Minuten zur Verfügung. In der Vergangenheit kam es 
auch vor, dass die Frage an zwei Sachverständige gerichtet wurde. Dann sind diese 
drei Minuten aufzuteilen. Anschließend folgt eine Frage der nächsten Fraktion.  

Die sachverständigen Mitglieder der Enquetekommission haben ebenfalls das Recht, 
Fragen zu stellen. Sie werden jeweils auf die betreffenden Fraktionen angerechnet.  

Peter Blumenrath (CDU): Herzlichen Dank an alle Kollegen für das kollegiale Verhal-
ten bezüglich des Verlaufs der Sitzung. Einen herzlichen Dank auch an alle Sachver-
ständigen für die schriftlichen Stellungnahmen, aber natürlich auch für die Tatsache, 
dass Sie an einem Freitagmorgen kurz vor den Ferien nach Düsseldorf reisen, um für 
Nachfragen zur Verfügung zu stehen.  

Herr Grigo, durch den Klimawandel erwarten wir andere Pegelstände in den Flüssen, 
teilweise auch Dürreperioden. Für die Einleitung und zur Vermeidung eines Über-
schreitens der Grenzwerte schlagen Sie eine Absicherung von Mindestabflussmengen 
zum Beispiel in Lippe und Ruhr vor.  

Können Sie uns dies näher erläutern? Wie kann eine Mindestabflussmenge klug si-
chergestellt werden?  

Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Lippe und Ruhr sind zwei Flüsse, die nicht 
natürlich bewirtschaftet sind. Die Ruhr wird im Wesentlichen – insbesondere bezüglich 
ihrer Mindestwasserführung – durch die Ruhrstauseen, die Talsperren im Sauerland 
gestützt. Die Lippe wird durch Kanalwasser gestützt, um eine Mindestabflussmenge 
zu garantieren.  

Da wir hier in einem industrialisierten Raum leben, ist die Sicherstellung von Min-
destabflussmengen beider Gewässer dringend erforderlich. Deshalb muss das Stüt-
zungssystem – sowohl die Stützung der Lippe durch Kanalwasser als auch die Stüt-
zung der Ruhr durch unsere Talsperren im Sauerland – so valide wie möglich gefahren 
und gesteuert werden. Nicht zuletzt brauchen wir seitens der Industrie Verlässlichkeit 
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hinsichtlich der Leistungsfähigkeit der Gewässer. Dabei ist das Thema „Mindestab-
flussmengen“ ganz zentral.  

René Schneider (SPD): Vielen Dank an die heute erschienenen Sachverständigen 
für Ihre Zeit und Ihre Expertise.  

Herr Professor Dr. Melchers, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass das geför-
derte Wasser, vor allem das Grubenwasser des Steinkohlenbergbaus, eine wertvolle 
Ressource sei.  

Ich persönlich sehe drei Dimensionen: die Wärme, die enthaltenen Stoffe und das 
Trinkwasser. Könnten Sie dazu einmal ausführen und ergänzen, falls ich eine Dimen-
sion vergessen habe? 

Herr Grigo, mich interessiert auch die Sicht der RAG auf die Trinkwasserdimension. 
Sie können sich schon einmal auf eine Frage in der zweiten Runde vorbereiten.  

Prof. Christian Melchers (Technische Hochschule Georg Agricola): Die genann-
ten Dimensionen sind allesamt zutreffend. Gerade in Zeiten des Klimawandels ist es 
geboten, dieses Grubenwasser als Ressource zu verstehen.  

Das Grubenwasser enthält natürliche Inhaltsstoffe. Wir sprechen von einer geogenen 
Mineralisation. Das sind insbesondere Metalle, die vor dem Hintergrund der von der 
EU als kritisch ausgelobte Ressourcen durchaus interessant sind.  

Das Grubenwasser hat ein nutzbares geothermisches Potenzial. Es kann insbesondere 
dort, wo der Grubenwasserstand schon recht hoch und die natürliche Mineralisation 
somit gering ist, auch als Trinkwasserreservoir genutzt werden. Der Standort „Hein-
rich“ ganz im Süden des Reviers war über Jahrzehnte die Notwassertrinkversorgung 
der Stadt Essen. Es gilt, über dieses Potenzial nachzudenken.  

Es gibt eine weitere hochinteressante Dimension, nämlich das gesamte Grubenwas-
serreservoir als Wärmespeicher zu sehen.  

Hedwig Tarner (GRÜNE): Auch wir bedanken uns recht herzlich für Ihre Stellungnahmen 
und dafür, dass Sie heute Morgen hier sind. Ihr Input ist für uns bei all den Fragen, die 
sich im Rahmen der Enquetekommission auftun, wichtig.  

Professor Wohnlich, Sie haben ausgeführt, dass der Klimawandel beim derzeitigen 
Gruben- und Sümpfungswassermanagement für die großen Bergbaugebiete nur un-
tergeordnet berücksichtigt werde.  

Können Sie das näher erläutern und Empfehlungen für eine bessere Berücksichtigung 
geben?  

Prof. Dr. Stefan Wohnlich (Ruhr-Universität Bochum): Die Grubenwasserhaltung 
wird gerade stark überarbeitet. Es soll eine Umlegung der Grubenwassersümpfung ge-
ben, durch die alles Wasser in den Rhein abgebracht wird, sodass die eben genannten 
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Flüsse wie Lippe oder Emscher nicht mehr mit den Grubenwässern belastet werden. 
Dann kommt es allerdings zu einer konzentrierten Eingabe in den Rhein.  

Mit Blick auf den Klimawandel – in den letzten Jahren gab es immer wieder sehr nied-
rige Rheinwasserstände, die nicht wie bei Lippe oder Emscher geregelt werden kön-
nen – muss mit extremen Niedrigwässern gerechnet werden. Vor diesem Hintergrund 
müssten also auch diese Pläne überarbeitet werden.  

Dietmar Brockes (FDP): Ich möchte Sie mit einem herzlichen Glückauf heute hier 
begrüßen und freue mich, dass Sie uns zur Verfügung stehen und mit Ihren schriftli-
chen Stellungnahmen die Anhörung schon bereichert haben.  

Frau Grunewald, Sie heben in Ihrer Stellungnahme hervor, dass wasserrechtliche Vor-
gaben eingehalten und betriebliche Abläufe so gestaltet werden, dass sie sowohl öko-
logisch verantwortungsvoll als auch wirtschaftlich tragfähig sind. Zudem wird deutlich, 
dass viele Unternehmen über die gesetzlichen Anforderungen hinaus freiwillige Maß-
nahmen umsetzen, insbesondere dann, wenn diese ökonomisch vertretbar sind und 
im Dialog mit Umweltverbänden entwickelt wurden.  

Wie bewerten Sie die Rolle der Rohstoffindustrie, insbesondere im Bereich „Sand- und 
Kiesabbau“, als aktiven und verantwortungsvollen Partner im Spannungsfeld zwischen 
Umwelt- und Ressourcenschutz? Inwiefern sehen Sie die bestehenden wasserrechtli-
chen Vorgaben und die gelebte Praxis, insbesondere bezüglich der Kooperationen mit 
den Umweltverbänden, als Beleg dafür, dass Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit in 
Ihrer Branche kein Widerspruch sind, sondern sich sinnvoll ergänzen? 

Barbara Grunewald (vero – Verband der Bau- und Rohstoffindustrie): Vielen Dank, 
dass wir heute hier sein dürfen. – Natürlich hat die Rohstoffindustrie, insbesondere 
auch die Sand- und Kiesindustrie, eine zentrale Rolle in diesem Spannungsfeld zwischen 
Umwelt- und Ressourcenschutz. Sand und Kies sind essenzielle Rohstoffe für die Bau-
wirtschaft. Sie werden zum Beispiel in Beton und Asphalt und auch in vielen nachfol-
genden Produkten benötigt, zum Beispiel als Ausgangsmaterial für Glas. Sie sind damit 
grundlegend für unsere Wertschöpfungskette; auch der nachgelagerten Industrien in 
NRW, die noch intakt sind.  

Wir sprechen von Rohstoffgewinnung. Das zeigt schon, wie wir die Rohstoffe sehen, 
und welchen aktiven und verantwortungsvollen Part wir übernehmen. Wir gewinnen 
mineralische Rohstoffe in einem streng geregelten Rahmen. Der fängt mit den Geneh-
migungen an, die nur dort möglich sind, wo regionalplanerisch entsprechende Flächen 
ausgewiesen worden sind und auch Nachnutzungskonzepte mitbedacht werden. Die 
eigentliche Gewinnung richtet sich dann nach dem Abgrabungsrecht, der BImSchG-
Genehmigung, dem naturschutzrechtlichen Fachrecht und dem Wasserrecht. Diese 
Genehmigungen werden nur erteilt, wenn alles seinen ordentlichen und gesetzlichen 
Gang geht.  

Die eigentliche Gewinnung ist keineswegs nur nachteilig. Gerade im aktiven Betrieb 
während der Gewinnung ist schon eine Vielzahl an Pflanzen und Tieren in den Gewin-
nungsgebieten zu Hause und vorhanden. Man spricht dabei von Biotopen aus zweiter 
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Hand. Die Arten sind nicht da, obwohl wir da sind, sondern weil wir da sind. Nach der 
Gewinnung ist die Fläche zu renaturieren oder zu rekultivieren. Auch das ist ein not-
wendiger Bestandteil der Genehmigung.  

Die Rohstoffindustrie kann also ein aktiver und verantwortungsvoller Partner sein, weil 
sie ökologische Verantwortung übernimmt, transparente Kommunikation pflegt und 
langfristig gedacht wird. Das funktioniert relativ gut. Dafür gibt es auch viele Belege. 
Die Biotope aus zweiter Hand hatte ich gerade schon erwähnt. Die Unternehmen über-
nehmen Verantwortung, die über die Genehmigung hinausgeht. So haben wir zum 
Beispiel durch gemeinsame Arbeit und im Austausch mit Naturschutzorganisationen 
wie dem NABU, dem BUND und den biologischen Stationen Umweltlehrpfade einge-
richtet und lassen Tage der offenen Tür für die Bevölkerung und Angebote für Schulen 
und Kitas stattfinden.  

Es gibt zum Beispiel den Eisvogel bei den Quarzwerken Frechen, die Weißwangen-
gänse am Reeser Meer, Biber im Diersfordter Waldsee, Flussuferwolfspinnen und Li-
bellen am Baggerseeufer, Armleuchteralgen am Seegrund und noch viele weitere Tier-
arten in diesen Baggerseen. Darunter sind auch geschützte Tiere, die schon während 
der Gewinnung unter Naturschutz stehen. Die Flächen stehen auch nach Abschluss 
der Rekultivierung unter Naturschutz.  

An dieser Stelle kann ich nur auf die kürzlich veröffentlichte Broschüre hinweisen, die 
wir zusammen mit dem NABU, den ökologischen Stationen und dem BUND erarbeitet 
haben. Sie stellt die Maßnahmen zur Unterstützung von Abgrabungsamphibien bei der 
Rohstoffgewinnung NRWs dar und gibt Unternehmen eine Handlungshilfe, die weit 
über das geforderte Maß hinausgeht.  

Zacharias Schalley (AfD): Vielen Dank an die Sachverständigen für die vorab schrift-
lich eingereichte Expertise.  

Herr Resch, Sie führen in Ihrer Stellungnahme zu Frage 5 aus, dass sich das im Zuge 
des Grubenwasseranstiegs erwärmte Wasser grundsätzlich zur Nutzung durch Wär-
mepumpen eigne. Wie hoch schätzen Sie persönlich das realistische Potenzial dieser 
Nutzung ein? Welche konkreten Hemmnisse bei der praktischen Umsetzung liegen 
aktuell vor oder drohen dort?  

Marcus Resch: Ich bedanke mich für die Einladung. – Die technischen Voraussetzun-
gen für die Nutzung sind noch nicht ganz ausreichend erforscht. Allerdings gibt es in 
NRW bereits Pilotprojekte, die die Nutzung von geothermischen Eigenschaften vorse-
hen. Ein Beispiel dafür ist das Energiekonzept Mark 51°7 in Bochum. Dort soll Gru-
benwasser genutzt werden, um eine Wärme- oder Kältezufuhr aus dem Grundwasser 
zu generieren. Aus einem 810 m tiefen Bohrloch wird ca. 30 °C warmes Grubenwasser 
zum Heizen hochgepumpt und durch Wärmepumpen auf ca. 48 °C erhitzt, bevor das 
Wasser in das lokale Wärmenetz geleitet wird. Für die Erzeugung von Kaltwasser wird 
18 °C kaltes Wasser aus einem 340 m tiefen Rohr, welches durch Wärmepumpen auf 
10 °C heruntergekühlt wird, angeboten. Dieses Konzept soll 75 % des Wärme- und 
Kältebedarfs von Mark 51°7 decken.  
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Ein ähnliches Projekt wird von der Stiftung Zollverein mit verschiedenen Institutionen 
wie der Ruhr-Universität Bochum und Fraunhofer-Instituten wie der Fraunhofer-Ein-
richtung für Energieinfrastrukturen und Geothermie IEG auf den Weg gebracht. Die 
Ergebnisse sollten eigentlich im Herbst 2024 veröffentlicht werden, ich habe sie aber 
in der Fachliteratur noch nicht finden können.  

Als mögliche Hemmnisse für diese Projekte sehe ich die ungenaue Kartierung der Alt-
baue und die chemische Qualität des Grubenwassers. Wenn beispielsweise zu viele 
Sedimente gelöst sind, kann dies zu Ablagerungen und zu einer Verblockung der ge-
nutzten Rohre führen. Durch die sehr häufig gelösten Salze können Unwägbarkeiten 
durch Korrosion entstehen. Die Verfügbarkeit oder eine Änderung der chemischen Pa-
rameter im Grubenwasser müssen durch Analysen immer weiter überprüft werden.  

Stephan Wolters (CDU): Herr Dr. Jansen, wir alle sind uns im Klaren darüber, dass 
mit Sicherheit auch in Zukunft und unter geänderten Bedingungen Wasserentnahmen 
und bestimmte Tätigkeiten für die verschiedenen Zwecke notwendig sind. Da wir ge-
rade über das Thema „Klimawandel“ und die entsprechenden Auswirkungen sprechen, 
richten wir unsere Frage an Sie.  

Wie ist es möglich, wasserrechtliche Genehmigungen zum Beispiel für Sümpfungen 
und Entnahmen auch unter verschärften Klimabedingungen planbar zu machen und 
sicherzustellen?  

Dr. Dietmar Jansen (ERFTVERBAND): Ich spreche jetzt nur über die Sümpfungs-
rechte und -erlaubnisse im Rheinischen Revier, die auch in Zukunft erforderlich sind. 

Das Rheinische Revier wird die Wasserversorgung und -entnahme betreffend zu fast 
100 % von Grundwasser dominiert. Oberflächengewässer spielen weniger eine Rolle. 
Mit Blick auf die verschärften Klimabedingungen muss man sehr stark regional hin-
schauen. Im Rheinischen Revier sind wir in der vorteilhaften Situation, dass sich in 
allen Klimaszenarien in Bezug auf die Grundwasserneubildung stabile bis leicht stei-
gende Tendenzen zeigen. Wir operieren nicht mit saisonalen Daten, wenn wir solche 
Fragen beantworten, sondern mit langjährigen Mittelwerten.  

Insofern ist für das Rheinische Revier im Rahmen der Klimaentwicklung – das gilt si-
cherlich nicht pauschal für andere Regionen – von stabilen Grundwasserneubildungs-
raten als ursprüngliche Quelle bzw. Hauptquelle für die Regeneration der Grundwas-
servorräte auszugehen. Es besteht eine große Sicherheit, egal welches Klimaszenario 
betrachtet wird. Hinzu kommt die sehr stark beschleunigte Regeneration des Grund-
wasserhaushalts und der Grundwasservorräte durch die künstliche Einspeisung über 
den Rhein. 

René Schneider (SPD): Herr Grigo, die RAG sitzt auf einem großen Asset, nämlich 
dem Grubenwasser, das durch seine Dimensionen, die Herr Professor Melchers gerade 
dargestellt hat, auch einiges für die Allgemeinheit bieten kann: Wärme, Inhaltsstoffe, 
aber auch Trinkwasser. Könnten Sie ausführen, wie die RAG die gegebenen Möglich-
keiten sieht? Welche Planungen liegen diesbezüglich schon vor?  
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Im Unterausschuss Bergbausicherheit ist immer wieder die Frage der optimalen Höhe 
Thema. Herr Professor Melchers sagte gerade, dass, je höher das Grubenwasser ab-
griffen werde – unfachmännisch und unbergmännisch gesagt –, dies umso besser für 
die Mineralität und alles andere sei. Den Menschen aber mache das dann umso mehr 
Sorgen. Sie würden das Grubenwasser am liebsten ganz tief unten abgreifen. Was ist 
aus Sicht der RAG eine optimale Höhe? Ich weiß natürlich, dass es einen Unterschied 
macht, ob im Bereich der Halterner Sande oder in anderen Bereichen gefördert wird.  

Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Die optimale Höhe ist je nach Blickwinkel 
unterschiedlich. Wenn ausschließlich die Wasserqualität des gehobenen Wassers in 
den Blick genommen wird, ist ein Grubenwasseranstieg bis zum hydraulischen Aus-
gleich nach oben hin das Beste, weil sich die mineralisierten Wässer infolge einer 
Dichteschichtung unten halten und es eine Ausbildung einer Süßwasserkappe gibt etc.  

Wir schauen aber nicht nur aus gewisser ökologischer Sicht auf das Grubenwasser. 
Es gibt auch andere Aspekte zu berücksichtigen wie zum Beispiel die Themen „Aus-
gasungen an der Tagesoberfläche“, „Bodenbewegungen“, „Standsicherheit alter 
Schächte“ – also klassische Bergbauthemen. Da brauchen wir eine vernünftige Ba-
lance. Ich persönlich glaube, dass wir zukünftig etwas höher an das Grubenwasserni-
veau herangehen können, als wir es heute tun.  

Sie sprachen die Halterner Sande an. Wir halten im Moment einen Abstand von etwa 
200 m zum tiefsten Punkt der Halterner Sande ein, aus denen bekanntermaßen 
Gelsenwasser Trinkwasser gewinnt. Internationale Beispiele zeigen, dass man daran 
höher ansetzen kann. Herr Professor Melchers hat dazu vor ein, zwei Jahren eine 
große internationale Recherche durchgeführt. Das ist das Thema „Höhe“ in aller Kürze.  

Zur Nutzung des Wassers: Ich hatte in meinen Vorbemerkungen gesagt, dass wir im 
Prinzip drei verschiedene Kategorien von Wasser bewirtschaften. Das eine ist das tiefe 
Wasser, das Grubenwasser, das aus 600 m und mehr – früher aus 1.000 m und tiefer – 
gehoben wird und stark mineralisiert ist. Wir greifen aber auch durch Polderwasser in 
den oberflächennahen Haushalt ein. Wir betreiben zurzeit 600 Polderanlagen, die für 
uns die EMSCHERGENOSSENSCHAFT betreibt. Dieses Wasser ist weitestgehend 
Süßwasser. Das wird auch direkt wieder der Vorflut und dem Grundwasser zugeführt. 
Da sehe ich Potenziale.  

Vom Grundsatz her sehe ich für das Grubenwasser Potenziale, wenn wir etwas höher 
drankommen und besseres Grubenwasser fördern bzw. im Detail schauen, wo besseres 
Grubenwasser ist, wie beispielsweise auf „Heinrich“. Dieses Wasser ließe sich dann – 
Professor Melchers hat es gesagt – vielleicht auch der Industrie zu Brauchwasserzwe-
cken zur Verfügung stellen, um auf diese Art und Weise unsere Süßwasserspeicher zu 
schonen.  

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Herr Professor Melchers, 
in Bezug auf die Folgen des Klimawandels und der Anpassung an die Folgen des Kli-
mawandels schlagen Sie vor, für Sümpfungswässer und Abwässer verbesserte Rück-
halte- und Aufbereitungssysteme zu schaffen. Was meinen Sie damit? Wie sehen 
diese Systeme aus? Welche Verfahrenstechniken stecken dahinter?  
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Prof. Christian Melchers (Technische Hochschule Georg Agricola): Wir müssen 
uns nach all dem, was wir heute wissen, im Klimawandel darauf einstellen, dass die 
Ereignisse erstens in ihrer Häufigkeit dichter und zweitens dynamischer werden. Das 
bedeutet, dass wir die vorhandenen Strukturen darauf anpassen müssen. Rückhaltung 
spielt dabei eine große Rolle.  

Wir sind der festen Überzeugung, dass Wasser als Ganzes eine eigene Georessource 
darstellt. Wenn wir das begreifen und diese Georessource in Wert setzen, dann kön-
nen wir diese Wässer über Rückhaltung anders einsetzen, als sie nur abzuleiten. Herr 
Grigo hat gerade gesagt, dass eine gesicherte Wasserführung insbesondere für die 
Industrie wichtig ist. Auch Grubenwässer und andere Wässer können zu einer gesi-
cherten Wasserführung von Fließgewässern beitragen. Das heißt, wir müssen vor dem 
Hintergrund „Wasser in Zeiten des Klimawandels“ dieses Wasser anders verstehen 
und gesamtheitlich in Wert setzen.  

Mit Blick auf die Aufbereitung macht es dann natürlich Sinn, noch die Inhaltsstoffe in 
den Blick zu nehmen und kritische Rohstoffe herauszuholen und in Wert zu setzen. 
Magnesium ist heutzutage ein kritischer Rohstoff. In vielen Sümpfungswässern ist 
Magnesium vorhanden. In Zukunft wird Deutschland keine Kohlekraftwerke mehr be-
treiben. Das heißt, wir werden nicht mehr an Gips kommen. Gips und Sulfat werden in 
Zukunft kritische Rohstoffe sein. Ganz viele von Bergbau beeinflusste Wässer enthal-
ten Sulfat. Das heißt, es ist ein großes Umdenken erforderlich, um diese Wässer wirk-
lich als Georessource zu verstehen und sowohl unter ökologischen als auch unter öko-
nomischen Gesichtspunkten in Wert zu setzen.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Grigo, in Ihrer Stellungnahme betonen Sie die wertvol-
len Ressourcen im Grubenwasser, allen voran die energetische Nutzung für Wärme. 
Sie erwähnen zudem die Möglichkeit, das Wasser als Reservestandort für die Trink-
wasserversorgung zu nutzen.  

Welche wirtschaftlichen Potenziale sehen Sie konkret in der energetischen Nutzung 
des Grubenwassers, etwa im Hinblick auf regionale Wärmeversorgung oder die Ein-
speisung in bestehende Netze? Wie könnte die Nutzung von Grubenwasser als Res-
source zur Differenzierung der regionalen Wirtschaft beitragen, insbesondere beim 
Strukturwandel in den ehemaligen Bergbauregionen? Gibt es bereits wirtschaftlich 
tragfähige Modelle oder Pilotprojekte, die zeigen, wie Grubenwasser als Ressource 
erfolgreich genutzt werden kann, etwa zur Rohstoffrückgewinnung oder als Prozess-
wasser für Industrieunternehmen? 

Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Das größte Potenzial des Grubenwassers 
liegt im energetischen Bereich. Ich verweise an dieser Stelle auf eine LANUV-Studie, 
die schon Ende der letzten Dekade gemacht worden ist.  

An unseren sechs bzw. sieben Grubenwasserhaltungsstandorten in Nordrhein-West-
falen heben wir Grubenwasser im Wesentlichen aus bergmännischen Gründen und 
Gründen des Trinkwasserschutzes. Dessen Wärmeinhalt liegt zwischen 20 und 30 °C.  
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Wir haben Projekte mit potenziell interessierten Investoren, beispielsweise im Saar-
land zusammen mit Iqony Energies – das ist eine Tochtergesellschaft von STEAG –, 
durchgeführt und Anfang des Jahres im Rahmen des Neubaus des Fernwärmenetzes 
Camphausen-Sulzbach an unserem dortigen Grubenwasserstandort einen Hochleis-
tungswärmetauscher in Betrieb genommen, wodurch Wärme an die 100 °C erzeugt 
wird, die dann ins Fernwärmenetz eingespeist wird. Es gibt noch weitere Beispiele, 
auch in Nordrhein-Westfalen. Eines davon hat Herr Resch genannt.  

Das sind alles Beispiele, die sich heute noch nicht ökonomisch rechnen. Das muss 
man auch sagen. Investoren brauchen dafür eine Anschubfinanzierung. Die Anschub-
finanzierungen für die genannten Projekte kommen in der Regel aus Forschungsmit-
teln des Bundes. Wir haben in der Vergangenheit gute Erfahrungen mit der Anschub-
finanzierung gemacht. Die älteren Semester hier in der Runde können sich noch an 
die Anfänge des REN-Programms erinnern, als Brennwertkessel und Ähnliches geför-
dert wurden. Heute läuft das alles von allein. Das Thema „energetische Nutzung“ birgt 
sicherlich ein großes Potenzial.  

Zur Rohstoffversorgung: Wir wissen, dass im Grubenwasser im Prinzip – ich sage das 
immer, auch wenn es wissenschaftlich nicht korrekt ist – das gesamte Periodensystem 
vorhanden ist und davon selektiv etwas herausholt werden kann. Diesbezüglich laufen 
gemeinsam mit der RAG-Stiftung Forschungsprojekte – sowohl in Nordrhein-Westfa-
len als auch im Saarland zusammen mit dem Fraunhofer-Institut –, mit dem Ziel, es 
nicht nur herauszukriegen, sondern so herauszubekommen, dass es sich ökonomisch 
trägt. Am Ende bedeutet nachhaltiges Wirtschaften, nicht nur rein ökologisch, sondern 
auch ökonomisch zu wirtschaften. Dafür brauchen wir eine gesunde Balance.  

Zacharias Schalley (AfD): Herr Resch, Sie betonen in Ihrer Stellungnahme, dass die 
Regeneration des Grundwasserspiegels nach dem Ende des Bergbaus ein jahrzehnte- 
bis jahrhundertelanger Prozess sein kann.  

Welche steuernden Maßnahmen könnten und sollten aus Ihrer Sicht ergriffen werden, 
insbesondere mit Blick auf die Rolle künstlicher Gewässeranreicherung? 

Marcus Resch: Die Böden müssen von Schadstoffen befreit und die Bodenmasse muss 
stabilisiert werden, sodass beispielsweise Erdrutsche verhindert werden. Weiterhin 
sollten die vom Bergbau genutzten Gewässer renaturiert werden, sodass natürliche 
Flussläufe oder Feuchtgebiete wiederhergestellt und verschiedene Lebensräume wieder 
vernetzt werden können.  

Demzufolge soll die heimische Bodendiversität aus der Zeit vor den anthropogenen 
Eingriffen bzw. des Bergbaus wiederhergestellt werden. Dies könnte durch gezielte 
Anpflanzung von standortgerechten Pflanzenarten erfolgen sowie durch die Förderung 
von heimischen Tierarten, die normalerweise in vergleichbaren Ökosystemen leben. 
Hierbei sollte insbesondere auf geschützte Arten Wert gelegt werden. Ein langfristiges 
Monitoring sollte implementiert werden, sodass Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit hin 
evaluiert werden können, um auch in Zukunft abzuwägen, welche Maßnahmen wirk-
sam sind und welche Probleme sie mit sich bringen.  
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Die hydrologischen Aspekte werden, wie bereits in den ökologischen Aspekten er-
wähnt, ein wichtiges Ziel der Renaturierung und Wiederherstellung der Gewässer sein. 
So wird der vorbergbauliche und natürliche Wasserhaushalt wiederhergestellt – falls 
das möglich ist. Weiterhin muss das Grundwasser vor Verschmutzung geschützt und 
die chemische Qualität erhalten werden.  

ich komme zu den planerischen Aspekten. Als Erstes müssen die Aspekte, die ich in 
den ersten beiden Punkten schon genannt habe, bewertet werden. Nur bei positiver 
Evaluierung und entsprechender Planung kann sichergestellt werden, dass die Rena-
turierung erfolgreich verlaufen kann. Bei der Renaturierung sollten langfristige Nut-
zungskonzepte entwickelt werden, die auch relevante Stakeholder – etwa relevante 
Ministerien, Behörden, Fachplaner, Anwohner und Naturschutzverbände – in die Pla-
nung involvieren. Die Finanzierung ist natürlich auch zu sichern. Das ist ein nicht ganz 
unerheblicher Aspekt. Im Nachgang ist auch die Verwaltung durch Ministerien und Be-
hörden zu sichern. 

Stephan Wolters (CDU): Herr Dr. Jansen, könnten Sie uns am Beispiel des ERFTVER-
BANDS darlegen, mit welchen Herausforderungen wir uns bei der Trinkwasserversorgung 
auseinandersetzen müssten? Welche Herausforderungen begegnen Ihnen in Ihrem 
Zuständigkeitsgebiet, und wie kann das für uns oberste Ziel, die Trinkwasserversorgung – 
also das Nahrungsmittel Nummer eins –, dabei gewahrt werden?  

Dr. Dietmar Jansen (ERFTVERBAND): Das in drei Minuten zu beantworten, wird 
schwierig. Die Wasserversorgung des gesamten Rheinischen Reviers – da ist die 
Trinkwasserversorgung natürlich keine Ausnahme – hängt vom Grundwasser ab. Das 
ist eine Ressource, in die in den letzten Jahrzehnten durch den Braunkohlenbergbau 
enorm eingegriffen wurde. Wir müssen zwischen dem sogenannten Nordraum, dem 
Gebiet nördlich des Tagebaus Garzweiler, und dem Südraum, dem südlichen Umfeld 
des Tagebaus Hambach, differenzieren.  

Der Nordraum und auch die dortige Trinkwasserversorgung hängen heutzutage sehr 
stark vom Sümpfungswasser ab, das aus dem Tagebau transportiert und im Nordraum 
in die Versorgungsgebiete infiltriert wird, um dann wieder gehoben und zu Trinkwasser 
aufbereitet zu werden. Das Sümpfungswasser wird relativ schnell zurückgehen. So 
schnell werden sich dort aber die Grundwasservorkommen nicht erholen. Deswegen 
muss Rheinwasser eine lange Übergangsphase überbrücken und in diese Wasserge-
winnungsgebiete eingeleitet werden. Als Vorsorge ist dort erforderlich, diese Mengen – 
ungefähr 35 Millionen Kubikmeter pro Jahr, also gut 1 m³ in der Sekunde – über einen 
langen Zeitraum aufzubereiten, bevor sie infiltriert werden. 

Im Süden sieht das anders aus. Im Süden haben wir eine andere Problemlage. Dort 
gibt es keine Infiltration von Sümpfungswasser in den Gewinnungsgebieten. Dort wird 
es aber den Sulfatabstrom aus dem Tagebau Hambach geben, der nach und nach 
viele Wassergewinnungsanlagen entlang der Erftschiene erreichen und dort dazu füh-
ren wird, dass diese Standorte verlagert bzw. aufgegeben werden müssen. Eine ent-
scheidende Rolle kommt dann dem Gewinnungsstandort Dirmerzheim im Süden des 
Tagebaus Hambach zu, der dann einen Großteil der Region versorgen muss. Dieser 
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Prozess – bis die Sulfatfronten tatsächlich an diesen Wassergewinnungsanlagen an-
kommen – wird noch einige Jahrzehnte dauern. Wir müssen aber schon heute dafür 
Sorge tragen, dass dieses Wassereinzugsgebiet geschützt wird, sodass es später 
dann auch für die Versorgung zur Verfügung steht.  

René Schneider (SPD): Herr Professor Dr. Wohnlich, wie schätzen Sie den Einfluss 
des Abbaus oberflächennaher Rohstoffe auf den Grundwasserkörper ein? Ist das eine 
Gefahr?  

Gerade bei uns am Niederrhein entstehen große Kiesseen, die mit Grundwasser ge-
füllt sind. Es ist vorstellbar, dass es dadurch zum einen Einträge geben kann, zum 
anderen ist dadurch der Grundwasserkörper definitiv verändert worden. Wie schätzen 
Sie das ein? 

Es hat im Jahr 2021 in der Landeswasserschutzgebietsverordnung die Änderung ge-
geben, dass Abbau oberflächennaher Rohstoffe auch in Wasserschutzgebieten er-
laubt ist. Was halten Sie von dieser Regelung? Müsste die – im Hinblick auf die erste 
Frage – wieder einkassiert werden? 

Prof. Dr. Stefan Wohnlich (Ruhr-Universität Bochum): Zu den Gefahren: Jeder Ein-
griff in den Grundwasserleiter durch Abgrabung von Material – sei es durch die Braun-
kohlentagebaue oder auch Kiesabbaue – stört den Grundwasserfluss. Außerdem hat 
man auf den Seeflächen direkte Eintragsflächen, sodass also oberirdisch transportierte 
Stoffe eingetragen und auch in den Grundwasserleiter übertragen werden können.  

Die Reaktionszeit ist allerdings relativ lange. Man muss sich das so vorstellen: Im 
Grundwasserleiter hat man etwa 10 bis 20 % Porosität und im See 100 % Wasser. Die 
Aufenthaltszeit in einem See ist also sehr viel länger. Im See finden Prozesse zum 
Beispiel durch die Jahreszeiten statt, die zu einer Umwälzung des Wassers im See 
führen. Der Einfluss auf den Grundwasserleiter muss also differenziert von den vor-
handenen geologischen Verhältnissen betrachtet werden. Das heißt, man kann nach 
einer Gefahrenabschätzung in Trinkwasserbereichen durchaus auch Grundwasserab-
grabungen zulassen. Die Gefahr sehe ich eigentlich in der Gefahrenabschätzung, die 
man durchführen muss, um dann im Einzelnen entscheiden zu können. Ich kann keine 
generelle Antwort geben.  

Hedwig Tarner (GRÜNE): Professor Dr. Wohnlich, Sie haben in Ihrer Stellungnahme 
dargelegt, dass beim Altbergbau und beim Abbau von Steinen und Erden nach dem 
Ende des Abbauens und der Umsetzung des Abschlussbetriebsplans die Flächen den 
Ordnungsbehörden übergeben werden. Ihre Wahrnehmung ist, dass nicht mehr viel 
mit den Flächen passiert und auch keine weitere große Überprüfung dieser Flächen 
mehr stattfindet. Wie werden die Gefahren und Risiken, die von diesen Flächen aus-
gehen, durch die Auswirkungen des Klimawandels verstärkt oder verändert?  

Prof. Dr. Stefan Wohnlich (Ruhr-Universität Bochum): Der Klimawandel greift na-
türlich alle Wasserressourcen an – egal, ob in Abbaugebieten oder nicht. Es wurde 
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gerade ausgeführt, dass vonseiten der Stein- und Erdenindustrie klar gesehen wird, 
dass es eine komplette Änderung des Wasserhaushalts in solchen Abgrabungsgebie-
ten gibt. Es stellen sich dort neue Gleichgewichte ein. Diese Gleichgewichte müssen 
als solche akzeptiert werden. Man muss dann beachten, dass Einträge von Schadstof-
fen aus diesen Flächen in den Grundwasserleiter nicht weiter auftreten können. Es 
gibt durchaus Maßnahmen – etwa, dass in solchen Abbauten künstliche Bodenschich-
ten eingeführt werden, die dann eine zusätzliche Filtrationsschicht bilden. Solche Flä-
chen ohne weitere Maßnahmen nur aufzulassen, halte ich für eher schwierig. Eine 
Veränderung des Grundwassersystems oder des hydrologischen Systems findet wie 
gesagt auf jeden Fall statt.  

Dietmar Brockes (FDP): Frau Grunewald, Sie weisen in Ihrer Stellungnahme darauf 
hin, dass die landesweite Wasserschutzgebietsverordnung differenzierte Einzelfallprü-
fungen ermöglicht, während pauschale Regelungen wie das WasEG in der Praxis zu 
unverhältnismäßigen Belastungen führen können – selbst bei ökologisch unbedenkli-
chen Verfahren wie der Kreislaufführung.  

Wie bewerten Sie vor diesem Hintergrund die Gefahren, dass pauschale gesetzliche 
Regelungen zu einer verzerrten öffentlichen Wahrnehmung des Rohstoffabbaus führen 
und konstruktive nachhaltige Lösungen – gerade für die Branche – dadurch erschwert 
werden? 

Barbara Grunewald (vero – Verband der Bau- und Rohstoffindustrie): Die Gefahr 
der verzerrten öffentlichen Wahrnehmung ist durchaus real. Erst einmal vorweg: Wir 
begrüßen und unterstützen den nachhaltigen Schutz von Grund- und Oberflächenge-
wässern. Auch eine gesicherte Trinkwasserversorgung ist von überragender Bedeu-
tung. Das ist für die Wirtschaft und auch für die Bevölkerung auf jeden Fall klar. Das 
versteht sich von selbst.  

Auch die gesicherte Versorgung von Rohstoffen dient dem Wohl der Allgemeinheit. 
Pauschale Verbote vereinfachen immer, und in unserem Fall vermitteln sie der Öffent-
lichkeit den Eindruck, dass jegliche Rohstoffgewinnung per se eine Gefahr für das 
Trinkwasser darstellt. Das ist fachlich und faktisch nicht haltbar, insbesondere bei mo-
dernen ökologischen und unbedenklichen Verfahren wie zum Beispiel der geschlos-
senen Kreislaufführung von Wasser in der Sand- und Kiesgewinnung. Solch komplexe 
Sachverhalte werden durch pauschale Regelungen vereinfacht, und es entsteht ein 
einseitiges Bild. Innovative oder konstruktive Lösungen werden so automatisch aus-
geblendet.  

Hinzu kommt, dass auch die Natur nicht pauschal ist. Durch die Einzelfallprüfung kann 
man auf die individuellen Standortbedingungen besser eingehen und regionale Gege-
benheiten berücksichtigen. So können technische Schutzmaßnahmen angewendet 
werden. Kooperationen mit Umweltverbänden sind möglich. Fachliche Gutachten sind 
dann letztendlich die Grundlage für die Genehmigung und Entscheidung.  

Wir respektieren die Wasserschutzgebiete. Uns geht es lediglich um eine Differenzie-
rung und um die Berücksichtigung des Einzelfalls. Die landesweite Wasserschutzge-
bietsverordnung setzt daran gut an und ist aus unserer Sicht durchaus zielführend, 
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denn die Verordnung gilt landesweit für die oberirdische Bodenschatzgewinnung, die 
Sprengung für die Gewinnung und die Wasserhaltung zur Trockenhaltung des Abbau-
bereichs in bestehenden Wasserschutzgebieten.  

Dabei wird unterschieden, ob die Gewinnung oberhalb oder unterhalb des höchsten 
zu erwartenden Grundwasserstandes erfolgt. Dies ist auf Basis langjähriger Messungen 
zu ermitteln. Es wird eine bestehende Grundwasserabsenkung bzw. eine, die nicht von 
Dauer ist, ebenfalls berücksichtigt. Es wird nach Schutzzonen von I bis III differenziert. 
Die Schutzzone III ist noch einmal unterteilt in A und B. Unter bestimmten Voraussetzun-
gen ermöglicht das in Grundwasserschutzgebieten auch die Erweiterung oder die zeitliche 
Verlängerung von Gewinnungsstätten. Das gibt den Unternehmen eine Perspektive 
und bedeutet für das Land Versorgungssicherheit. Das Wichtigste ist: Es funktioniert.  

Im Gegensatz dazu legt das angesprochene WasEG eine Abgabepflicht für Wasser fest, 
das bei der Gewinnung von Sand und Kies entnommen wird, aber auch für das Wasser, 
das in der Kreislaufführung zum Einsatz kommt. Dabei wird kein Wasser zusätzlich 
entzogen, sondern im Kreislauf geführt. Da jeder Umlauf zählt, fallen erhebliche Zu-
zahlungen an. Das hat erhebliche Auswirkungen auf die überwiegend kleinen und mit-
telständischen Unternehmen in dem Bereich der Sand- und Kiesgewinnung, die am 
Anfang dieser wertvollen Wertschöpfungskette der Bauwirtschaft stehen. Das ist eine 
zusätzliche Belastung. Unser Nachbarbundesland Hessen hat aus diesem Grund noch 
letztes Jahr von einem Wasserentnahmeentgelt in diesem Bereich abgesehen.  

Wir haben uns schon im Jahr 2012 gemeinsam mit BUND, NABU, IG BAU und DGB 
dafür ausgesprochen, dass eine wasserwirtschaftlich unbedenkliche Kreislaufführung 
als Ausnahmetatbestand in das WasEG aufzunehmen ist. Natürlich bleibt das, was 
dem Kreislauf entzogen wird, noch entgeltpflichtig. Das versteht sich von selbst. Ökolo-
gisch vorbildliche Unternehmen werden so aber motiviert, mit den Ressourcen schonend 
umzugehen. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Dr. Jansen, Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme auf 
Seite 2, dass rekultivierte Tagebaugebiete „einen Beitrag zur Minderung der Nitratkon-
zentration im oberflächennahen Grundwasser“ leisten könnten. 

Können Sie diesen Effekt näher ausführen und in die Gesamtökologie einordnen? Für 
mich als Laien liest sich das ein bisschen so, als ob diese gefüllten Tagebauseen so 
etwas wie eine Bad Bank für das Nitrat werden. Habe ich das richtig verstanden, oder 
können Sie mich ein bisschen aufklären? 

Dr. Dietmar Jansen (ERFTVERBAND): Das ist anders gemeint. Wir sprechen von 
renaturierten und von rekultivierten Bereichen. Bei renaturierten Bereichen, die land-
wirtschaftlich nicht mehr mit dem entsprechenden Nitrateintrag bewirtschaftet werden, 
kommt es zu einer Entlastung. In renaturierten Bereichen findet kein Düngereinsatz 
statt und dementsprechend kein Nitrateintrag. Das ist damit eigentlich gemeint. 

Peter Blumenrath (CDU): Herr Grigo, wo sehen Sie derzeit die größten planerischen 
Hemmnisse bei der langfristigen Steuerung der Grubenwasserhaltung? 
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Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Sie sprechen ausdrücklich planerische 
Hemmnisse an. Wir blicken unter geologischen, naturwissenschaftlichen Gesichts-
punkten in die Zukunft der Weiterführung und Optimierung unserer Grubenwasserkon-
zepte. Das Metathema lautet „Trinkwasserschutz“. Trinkwasserschutz ist sicherlich ein 
Thema, das nicht zur Disposition steht. Ich bin insofern mit weiten Bereichen der Wis-
senschaft darüber einig, dass wir über sinnvolle Abstände zu den zur Trinkwasserge-
winnung genutzten Grundwasserhorizonten – wenn Sie so wollen, zu den Abständen, 
die wir mit unserem Grubenwasser zu unserer Süßwasserkappe einhalten müssen – 
reden müssen.  

Vorhin ist einmal das Stichwort „Halterner Sande“ gefallen. Es gab hier im Land in den 
Jahren 2015, 2016, 2017 sehr intensive Diskussionen darüber, wie weit wir davon 
wegbleiben müssen. Natürlich erfolgt über das Thema „Trinkwasserschutz“ und die 
Diskussion darüber immer ein starker Appell an die Emotionen der Menschen. Ich 
denke, dass 200 m letztendlich zu viel sind. Wir wissen – nicht zuletzt aus internationalen 
Referenzbeispielen –, dass sich deutlich höher drangehen lässt. Professor Melchers 
könnte das besser beantworten als ich. Es gibt Beispiele, bei denen mit Abständen von 
1 m, 10 m, 50 m, 100 m operiert wird. Mit 200 m sind wir in Deutschland an der Spitze.  

Warum sage ich das und spreche das Thema in dieser Runde überhaupt an? Ich hatte 
vorhin gesagt: je höher, desto besser. Mit Blick auf ökologische Gesichtspunkte – 
Stichwort „Mineralisation des Grubenwassers“ – können wir noch deutlich besser wer-
den, als wir es heute schon sind. Letztendlich ist es auch eine energetische Frage. 
Denn jeder gehobene und gepumpte Meter Grubenwasser kostet Energie, sprich 
Strom. Wenn sich dieses Geld sparen ließe, könnte es vielleicht wieder revolvierend 
in das Ökosystem gesteckt werden. So würde deutlich mehr herausgeholt. Deshalb 
müssen wir gemeinsam versuchen, eine fachorientierte, wissenschaftlich geschützte 
Diskussion darüber aufzusetzen, wie wir etwas näher an die zur Trinkwassergewin-
nung genutzten Grundwasserhorizonte herankommen.  

Ich will deutlich sagen: Wir brauchen einen Abstand. 200 m sind aber aus meiner Sicht 
zu viel, und das ist letztendlich auch das größte planerische Hemmnis, das ich sehe.  

René Schneider (SPD): Herr Dr. Jansen, wir sprachen gerade über Trinkwasserversor-
gung im Rheinischen Revier. Trinkwasserversorgung lebt auch davon, dass Redundanzen 
eingebaut werden. Ich habe vor einigen Jahren gehört, dass eine große Trinkwasser-
leitung aus dem Binsheimer Feld am Rhein im WVN-Gebiet bis ins Rheinische Revier 
gelegt werden sollte, um diese Redundanz zusätzlich herzustellen. 

Wie weit sind diese Pläne gediehen? Inwiefern planen Sie – falls es nicht diese Leitung 
ist – im Rheinischen Revier Redundanzen ein, um die Trinkwasserversorgung der 
Menschen sicherzustellen? 

Dr. Dietmar Jansen (ERFTVERBAND): Von Hause aus ist das Rheinische Revier durch 
die Lage in der niederrheinischen Bucht sehr gut mit Grundwasser versorgt. Es ist auf-
grund der besonderen hydrogeologischen Situation der niederrheinischen Bucht eigent-
lich nicht denkbar, dass es eine Wasserknappheit im Rheinischen Revier geben wird.  
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Es gibt aber selbstverständlich auch Wasserversorgungsstrategien, die über die lokale 
Betrachtung hinausgehen. In deren Rahmen wird die Wasserversorgung in größeren 
räumlichen Maßstäben gedacht – insbesondere auch im Kontext des Klimawandels. So 
passiert es auch anderswo in Deutschland. Fernwasserversorgung ist in anderen Ge-
bieten Deutschlands überhaupt kein Thema und grundsätzlich erforderlich. Das war bei 
uns bislang überhaupt nicht erforderlich. Diese Gedanken fließen mit ein. Dafür braucht 
es mehrskalige Wasserversorgungskonzepte und -strategien – die kommunalen, die 
überregionalen auf Revierebene und gegebenenfalls auch solche mit Fremdbezug.  

In der Tat gibt es Gespräche – an denen wir als ERFTVERBAND aber nicht direkt 
beteiligt sind – darüber, Wasser von außerhalb zu nutzen, also von dort, wo Wasser 
gehoben und abgeleitet wird. Letzten Endes geht es um eine Leitung bis nach Krefeld, 
und dann ist es nicht mehr so weit bis in die Versorgungsgebiete im nördlichen Rhei-
nischen Revier. Diese Überlegungen gibt es tatsächlich, und sie sind als Redundanz 
sicherlich eine interessante Option.  

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Herr Dr. Jansen, ich 
komme zurück auf ein Thema, das wir schon diskutiert haben, nämlich dass das in den 
Nordraum – so haben Sie es genannt – geleitete Wasser aufbereitet werden soll. Das 
Wasser, das zur Befüllung der Restseen eingeleitet wird, müsse aber nicht aufbereitet 
werden. Sie begründen das mit Oxidationsprozessen, die zur Absorption führen, so-
dass die Schadstoffe nicht schädlich sind.  

Reicht diese Aufbereitung aus? Befürchten Sie nicht, dass dann der Schadstoffgehalt 
im Restsee zu hoch ist?  

Dr. Dietmar Jansen (ERFTVERBAND): Über die Schadstoffgehalte im See machen 
wir uns weniger Sorgen. Das ist auch schon gutachterlich geprüft. Es sind aber noch 
nicht alle Fragen in Verbindung mit der Befüllung, der Verwendung von Rheinwasser 
geprüft worden. Insbesondere dann, wenn es in den See gelangt, haben wir die Situ-
ation im See selbst. Darüber gibt es entsprechende Gutachten. Es muss aber auch 
untersucht werden – das ist gerade in Arbeit; es werden die Lastenhefte erstellt –, wie 
der Eintragspfad vom See in den Grundwasserkörper ist. Dabei spielen ganz verschie-
dene Prozesse eine Rolle, die durch Strömungen der Kippe, die durch den großen 
Eisenanteil positiv und sicherlich von Nutzen sein können, entstehen.  

Eine andere Fragestellung ist die nach dem Schutz der Oberflächengewässer. Denn 
die Seen bekommen einen Ablauf. Der springt natürlich erst in vielen Jahrzehnten an. 
Das ist also keine akute Fragestellung. Der Ablauf zum Beispiel aus dem Hambacher 
See in die Erft oder aus dem Garzweiler See in die Niers muss sicherlich noch gut-
achterlich bewertet werden. Dazu liegen noch nicht alle Ergebnisse vor. Es sind also 
tatsächlich noch Fragen offen. Die Zeit drängt, denn auch die Genehmigungsbehörden 
brauchen fundierte gutachterliche Aussagen zur Einschätzung und Abwägung.  

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Melchers, Sie weisen in Ihrer Stellungnahme 
auf die Potenziale ehemaliger Bergbauflächen für die energetische Nachnutzung hin, 
etwa durch Floating-PV-Anlagen und thermische Speicher in Aquiferen oder Gruben-
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räumen. Diese Ansätze zeigen, dass Abbauflächen über ihre ökologische Renaturie-
rung hinaus auch einen Beitrag zur Energieinfrastruktur leisten können.  

Welche Chancen sehen Sie in der Kombination von Floating-PV-Anlagen und thermi-
schen Energiespeichern auf ehemaligen Abbauflächen, um diese Standorte gezielt als 
multifunktionale Energie- und Wasserspeicher zu entwickeln? Welche technischen, 
planerischen oder auch regulatorischen Voraussetzungen wären notwendig, um diese 
Potenziale systematisch zu nutzen? 

Prof. Christian Melchers (Technische Hochschule Georg Agricola): Die Energie-
transformation ist ein ganz wichtiges Thema – mindestens genauso wichtig wie der 
Klimawandel. Diese Strukturen können einen großen Wert leisten.  

Photovoltaik generiert Strom. Strom ist aber schwer speicherbar. Wärme ist viel besser 
speicherbar. Wir haben ein riesiges Wärmepotenzial. Wir hatten das gerade schon 
kurz angesprochen: Das Grubenwasser selbst besitzt ein Wärmepotenzial, mit dem 
man in der Lage wäre, 70.000 Einfamilienhäuser im Ruhrrevier autark mit Wärme zu 
versorgen.  

Sie haben gerade das Stichwort „Aquiferspeicher“ genannt. Wir haben in Deutschland 
nur zwei aktive Aquiferspeicher. Die Idee eines Aquiferspeichers ist es, den Wärme-
überschuss in das Grundwasser einzuspeichern und Wärme, die benötig wird, dann 
dort wieder herauszuholen. Das Gleiche funktioniert mit Kälte – und wird übrigens im 
Deutschen Bundestag umgesetzt, der über einen Pendelbetrieb, über einen Aquifer-
speicher an unterschiedlichen Teufen gespeist wird.  

Unter der Annahme, dass Grubengebäude Speicher dienen – Grundvoraussetzung ist 
natürlich, dass sie auch geflutet sind, denn das Wasser ist als Wärmespeicher not-
wendig –, gehen wir davon aus, dass die deutschen Steinkohlenbergwerke ein Poten-
zial von über 500 TWh Speicherenergie haben. Übersetzt in die Einheit „Einfamilien-
häuser“ – darunter kann man sich vielleicht mehr vorstellen – bedeutet das, dass 25 
Millionen Einfamilienhäuser autark mit Wärme und Kälte versorgt werden könnten.  

Es macht hochgradig Sinn, darüber nachzudenken, wie mit den Seeflächen umgegan-
gen werden kann. Bevor Photovoltaik auf landwirtschaftliche Flächen gestellt wird, 
sollte sie lieber auf die Seen gebracht werden. Das bedeutet, dass wir in Zukunft einen 
Energiemix brauchen, und die bergbäuerliche Infrastruktur bietet ein Riesenpotenzial, 
das in Wert zu setzen.  

Wenn wir diese gefluteten Grubengebäude als Wärmespeicher verstehen, dann haben 
wir den großen Vorteil, dass wir das Grubenwasser gar nicht anfassen müssen. Wir 
müssen es nicht an die Tagesoberfläche pumpen, sondern können es einfach unten 
als Speicher nutzen. Wir bringen die Wärme rein und holen sie wieder raus, wenn wir 
sie brauchen. Das macht hochgradig Sinn, weil wir auch in Zukunft einen großen Wär-
meüberschuss haben werden – auch mit Blick auf die Großrechenzentren. Vor dem 
Hintergrund der kommunalen Wärmeplanung ist jetzt genau der richtige Zeitpunkt, dar-
über nachzudenken. Das braucht aber noch Forschung und Innovation. Dem haben 
wir uns so noch nicht gestellt. Die klare Botschaft ist aber: Das Potenzial ist groß, 
insbesondere für Wärme.  
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Zacharias Schalley (AfD): Herr Resch, ich frage noch einmal zum Thema „Grundwas-
serspiegel“. Wenn der Bergbau aufhört, würde es natürlicherweise sehr lange dauern, 
bis man wieder auf vorbergbaulichem Stand ist.  

Was sollte aus Ihrer Sicht der Mensch tun, um regulierend, vielleicht sogar beschleu-
nigend einzugreifen? 

Marcus Resch: In den Steinkohlerevieren wird schon seit Jahrhunderten abgebaut. 
Nicht alles ist dokumentiert. Ich selbst war im Jahr 1989 vor Ort bei der Ruhrkohle AG 
in der Steinkohle. Die künstliche Grundwasserspeicherung ist eine der für mich viel-
versprechendsten Maßnahmen, um die Regeneration des Grundwasserspeichers zu 
beschleunigen.  

Bei diesem Verfahren wird zusätzlich Wasser aus Oberflächenkörpern, beispielsweise 
gereinigtes Oberflächenwasser oder aufbereitetes Abwasser, in den Grundwasserlei-
ter eingebracht. Es beschleunigt die Neubildung des Grundwassers und kann die Qua-
lität des Grundwassers weitgehend verbessern. Zusätzlich hat es noch eine Puffer-
funktion. Schwankungen im Grundwasserhaushalt können ausgeglichen werden. Dies 
bedingt eine Abmilderung ökologischer oder wasserwirtschaftlicher Probleme. Es sollte 
aber auch die Herausforderung dieses Ansatzes beurteilt werden. Die geologischen 
Voraussetzungen müssen für die Implementierung dieser Methoden vorhanden sein.  

Zu den positiven Eigenschaften der Hydrogeologie bzw. Wasserdurchlässigkeit: Das 
eingeleitete Wasser muss von hoher Qualität sein, was natürlich auch hohe Kosten 
nach sich zieht – durch die Analytik und Aufreinigung zum Beispiel. Die künstliche 
Grundwasseranreicherung entfaltet dann eine langfristige Wirkung. Die künstliche 
Grundwasseranreicherung ist neben den natürlichen Grundwasserneubildungsmaß-
nahmen, die zum Teil Jahrhunderte dauern können, eine sinnvolle Maßnahme. Dieser 
integrierte Ansatz ist sehr sinnvoll. Diese natürlichen Grundwasserneubildungsmaß-
nahmen gehen nicht von heute auf morgen, sondern erfordern viel Geld und Analytik 
vorab.  

Peter Blumenrath (CDU): Herr Grigo, wie lassen sich bestehende Systeme technisch 
weiter ertüchtigen, um stärker auf Extremwetterlagen, zum Beispiel Starkregen oder 
auch Trockenperioden, reagieren zu können?  

Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Dieses Thema beschäftigt uns nicht nur 
zukünftig, sondern schon heute. Wir sind aufgefordert, unsere technischen Systeme 
so klimaresilient wie möglich aufzustellen. Mit Fokus auf das Grubenwasser und das 
Heben des Grubenwassers – was wir als Ewigkeitsaufgabe bezeichnen – bauen wir 
unsere Systeme derzeit insoweit alle um, als dass unsere Pumpen, die das Gruben-
wasser heben, nicht nur in den zwei Betriebszuständen „an“ und „aus“ laufen können, 
sondern drehzahlgesteuert viel Wasser oder auch wenig Wasser heben können.  

Warum ist das wichtig? In der Wasserwirtschaft wird immer von der Leistungsfähigkeit 
des Gewässers aus gedacht. Anders ausgedrückt: Wie viel Grubenwasser kann das 
Gewässer letztendlich vertragen? Das ist der wichtige Punkt, warum wir beispielsweise 
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heute schon alle Gewässer dritter Ordnung von Grubenwasser freigezogen haben. Die 
sind einfach auch nicht so leistungsfähig. Wir wollen möglichst leistungsfähige Gewässer. 
Wir wissen, dass auch leistungsfähige Gewässer im Zuge des Klimawandels einmal 
weniger Wasser führen können. Im Jahr 2022 haben wir das am Rhein erlebt. Man 
hatte das Gefühl, man könnte zu Fuß durch den Rhein gehen.  

Durch diese Steuerungsmöglichkeiten sind wir in der Lage, die eingespeiste Wasser-
menge so weit herunterzufahren, dass die Gewässer nicht belastet werden. Das be-
deutet andersherum, dass die Normen, Gesetze, Verordnungen, Richtlinien, Orientie-
rungswerte, Zielwerte aus Oberflächengewässerverordnungen etc. eingehalten werden. 
Die Mengensteuerung ist das eine.  

Das andere ist, dass wir die Zielhorizonte, unter denen wir das Grubenwasser halten, 
so justieren, dass wir in der Lage sind, die Förderung von Grubenwasser temporär 
komplett einzustellen. So sind wir beispielsweise am Standort „Walsum“ – ein Ewig-
keitsstandort, der seit vielen Jahren endausgebaut ist und seinen Endzustand erreicht 
hat – in der Lage, die Wasserhaltung auch einmal länger als 100 Tage abzustellen, 
wenn sich in Zukunft die Erforderlichkeit ergeben sollte, dass wir überhaupt kein Gru-
benwasser einleiten können. Unsere Anlagen zu ertüchtigen, ist heute eine Heraus-
forderung. Wir sind zurzeit dabei, alle Wasserrechte auch an Altstandorten wie der 
Ruhr etc. neu zu konfigurieren, um die Anlagen technisch klimaresilient aufzustellen.  

René Schneider (SPD): Ich würde, weil es so schön passt, die Frage aufteilen und an 
Herrn Grigo und Herrn Professor Melchers zu gleichen Teilen richten.  

Sie, Herr Grigo, haben von den Pumpen gesprochen. Wir haben schon oft darüber 
gesprochen, dass die auch als Energiespeicher, als Pumpspeicher dienen könnten. 
30-MW-Pumpen sind im Einsatz. Wie viele Megawatt in den Pumpspeichereinsatz zu 
bringen wäre möglich? Was müsste man unter Umständen gesetzlich regeln, damit 
Sie das tun dürfen? 

Herr Professor Melchers, können Sie noch einmal erläutern, wie diese Grubenwasser-
haltung als Pumpspeicher funktioniert? Sie haben in Ihrer Stellungnahme die Gruben-
wasserhaltung als Energiespeicher ins Spiel gebracht.  

In einer der Antworten sagten Sie außerdem, dass der Wärmetausch möglich sei und 
das Wasser unter Tage im Grunde genommen gar nicht gefördert werden müsse, son-
dern nur die Wärme genutzt werden könne. Nach meiner Information ist doch der Drops 
gelutscht, weil man die Leitungen nicht mehr unter Tage kriegt. Alles, was jetzt nicht 
liegt, kriegt man nicht mehr nach unten. Ist das eine rein theoretische Ausführung, oder 
ist es tatsächlich noch möglich, auch diese Ressource zu heben, obwohl unter Tage 
schon alles unter Wasser ist und wir die Leitungen nicht mehr nach unten kriegen? 

Ich weiß, Frau Vorsitzende, es ist schwierig, all das in je anderthalb Minuten zu beant-
worten, aber die beiden werden das schaffen.  

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Schon die Frage war sehr lang, aber ich bin großzügig. 
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Prof. Christian Melchers (Technische Hochschule Georg Agricola): In einer Mach-
barkeitsstudie zu einem Untertagespeicher wurde untersucht, ob es Sinn ergibt, unter-
tägige Speicherbecken für Wasserkraft zu nutzen. Das gibt die Lagerstätte nicht her. 
Wir haben eine sedimentäre Lagerstätte, ein wechselfestes Gestein. Es ist ökono-
misch einfach nicht darstellbar, darüber nachzudenken.  

Die Lagerstätte als Wärmespeicher zu verstehen, macht hochgradig Sinn. Es braucht 
gar nicht viele Aufschlusspunkte. Wir haben die ewigen Wasserhaltungsstandorte, die 
nach wie vor einen Zugang zur Lagerstätte haben. Die sind mehr als redundant aus-
gebildet. Sie haben drei Hüllrohre, in die die Wärme eingebracht werden kann. Bei den 
Aquiferspeichern ist es in der Regel so, dass nur wenige Bohrungen gemacht werden 
müssen. Je größer das System ist, desto weniger Aufschlüsse sind nötig. Es besteht 
immer noch die Möglichkeit, diese Grubenräume anzubohren. Je tiefer sie liegen, 
desto schwieriger ist das. Ich muss sie unten auch treffen. Der Zugang zur Lagerstätte 
wäre aber in jedem Fall realisierbar.  

Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Zum Thema „Energiespeicherung“ hat es 
unter anderem von der Universität Duisburg-Essen Feasibility-Studien gegeben, die 
zeigen, dass das grundsätzlich möglich ist. Eine Realisierung, insbesondere unter öko-
nomischen Gesichtspunkten, ist aber auch langfristig nicht denkbar. 

(René Schneider [SPD]: Ich denke, das ist falsch verstanden worden!) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Wir sind gut in der Zeit. Sie können gern nachfragen. 

René Schneider (SPD): Ich meine nicht die Pumpspeicher im klassischen Sinn, nach 
dem Motto „Wasser hochpumpen und wieder herunterfallen lassen“, sondern das Ar-
beiten von Pumpen im Rahmen der Grubenwasserhaltung.  

Ich kann mir vorstellen, dass, wenn tagsüber die Sonne scheint, ein bisschen mehr 
Wasser an den Rhein abgegeben werden kann, es umgekehrt aber auch wieder zu-
rückgeholt werden kann. Ich meine diese Pumptätigkeit, bei der 30 MW im Spiel sind. 
Wie viele Megawatt wären nutzbar für diese Art der Energiespeicherung?  

Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Wir verbrauchen weit über 95 oder 98 % 
unseres Stroms – vielleicht wollen Sie darauf hinaus, wenn ich es richtig verstanden 
habe – für den Einsatz der Pumpen. Das macht im Jahr ungefähr 200 GW aus. Wir 
sind dabei, unsere Stromversorgung CO2-neutral aufzustellen – nicht nur durch den 
Einkauf grüner Energie, sondern indem On-Site-Anlagen den Strom produzieren. Über 
diese Anlagen wollen wir bilanztechnisch klimaneutral werden. Wir planen in Summe 
die Installation von etwa 200 MW durch Photovoltaik- und Windkraftanlagen, wovon 
einige schon heute realisiert sind.  

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Ich finde, das ist ein ganz spannendes Thema, des-
wegen würde ich gerne noch einmal nachfassen. Ich glaube, es ging Herrn Schneider 
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darum – wenn ich das richtig verstanden habe –, ob sich der Verbrauch der Pumpen 
smart steuern ließe; dann, wenn der Strom verfügbar ist.  

Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Da sind wir bei dem Thema – ich nenne 
das einmal etwas hochgegriffen – „Künstliche Intelligenz“. Als Ingenieure tun wir uns 
mit dem Begriff „Künstliche Intelligenz“ immer etwas schwer, besser ist „intelligente 
Steuerungssysteme“.  

Solche intelligenten Steuerungssysteme brauchen wir auch für unsere Wasserhaltung. 
Zum Teil gibt es sie schon. Sie müssen aber weiterentwickelt werden, weil es immer 
mehr Stellgrößen dafür gibt. Wir haben nicht nur die Stellgröße, dass wir das Wasser 
wegkriegen müssen, dass Wasser kurz gehalten werden muss. Ich hatte erläutert 
wieso, weshalb, warum. Für verschiedene Ganglinien wie Tagesganglinien, Jahres-
ganglinien, etc. bestehen allein aus Gewässersicht Steuerungserfordernisse. Es müs-
sen auch beispielsweise Steuerungserfordernisse über den Stromverbrauch berück-
sichtigt werden. Wann steht der Strom bzw. der eigene Strom zur Verfügung? Wann 
steht der Strom im Überschuss auf dem Markt zur Verfügung, sodass es Sinn macht, 
die Anlagen dort zu betreiben? Darin sehen wir weiteres Entwicklungspotenzial.  

Wir arbeiten intensiv daran, Künstliche Intelligenz in den Einsatz zu bringen. Wir steuern 
im Übrigen heute schon alle unsere Grubenwasserhaltungen in allen drei Bergbaure-
vieren – an der Ruhr, in Ibbenbüren in Nordrhein-Westfalen, aber auch im Saarland – 
durch unsere zentrale Leitwarte in Pluto. Einige von Ihnen haben sich das schon einmal 
angesehen. Sie sind alle eingeladen, sich das einmal anzuschauen.  

Eine dritte Stellgröße, die mir spontan einfällt, ist die Leistungsfähigkeit des Gewässers. 
Wir schreiben die Pegel mit. Durch das Fachpersonal in der Leitwarte wissen wir genau, 
wie viel Wasser aktuell im Gewässer ist. Heutzutage können Künstliche Intelligenzen das 
alles intelligent besser miteinander verzahnen als der Mensch; das können die Rechner 
besser. Diese Potenziale der Künstlichen Intelligenz sehen wir heute und zukünftig.  

Hedwig Tarner (GRÜNE): Frau Grunewald, in dem Bericht des ERFTVERBANDS wurde 
dargestellt, dass bei der Kieswäsche in der Kiesindustrie synthetische Flockungsmittel 
eingesetzt werden – unter anderem Acrylamid. Acrylamid ist krebserregend. Wie beur-
teilen Sie diesen Einsatz? Wie verhindern Sie den Eintrag in das Grundwasser?  

Barbara Grunewald (vero – Verband der Bau- und Rohstoffindustrie): Flockungs-
mittel werden nicht immer benutzt. Es muss auch vorher wirklich gut abgewogen werden, 
ob Flockungsmittel überhaupt nötig sind. In vielen Fällen kommt man sogar ohne diese 
Flockungsmittel aus.  

Mit der Genehmigung ist auch festgelegt, dass davon nichts in das Grundwasser ge-
langen soll. Ebenso ist der Einsatz von Flockungsmitteln festgelegt. Je nachdem, welches 
Mittel verwendet wird, gibt es unterschiedliche Anforderungen. Diese Frage lässt sich 
pauschal nicht beantworten.  

Es wird auf jeden Fall immer vorher geprüft, ob der Einsatz überhaupt notwendig ist 
oder ob es andere Flockungsmittel bzw. biologische Flockungsmittel gibt. Falls sie 
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erforderlich sind, wird auch der genaue Umgang damit festgelegt. Das ist in der Ge-
nehmigung festgelegt und wird im Vorfeld bewertet. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Grunewald, Sie sprechen sich in Ihrer Stellungnahme 
ausdrücklich für die Nutzung ehemaliger Kies- und Sandgruben zur Installation von 
Floating-PV-Anlagen aus und begrüßen die Initiative zur Anpassung des § 36 im Was-
serhaushaltsgesetz. Neben dem Beitrag zur Energiewende wird auch die Verschat-
tung zur Reduzierung der Verdunstung als positiver Nebeneffekt wahrgenommen. Wie 
bewerten Sie das Potenzial von Floating-PV-Anlagen auf ehemaligen Abbaugewäs-
sern, sowohl als Beitrag zur klimafreundlichen Energieerzeugung als auch als Maß-
nahme zur Reduzierung klimabedingter Wasserverluste? Welche regulatorischen oder 
planerischen Voraussetzungen wären aus Ihrer Sicht notwendig, um diese Doppelnut-
zung weiter auszubauen und flächendeckend zu ermöglichen?  

Barbara Grunewald (vero – Verband der Bau- und Rohstoffindustrie): Das Poten-
zial ist da, und es ist groß, denn es handelt sich um eine Doppelnutzung. Das heißt, 
wir haben durch die PV-Anlagen keinen zusätzlichen Flächenverbrauch. Wir haben 
keine Konkurrenz mit anderen Flächennutzungen. Hinzu kommt, dass die Kühlung des 
Seewassers sogar den Wirkungsgrad der PV-Anlage erhöhen kann. So kann der Ausbau 
mit PV-Anlagen auf Gewässern die Energiewende beschleunigen oder unterstützen. 
Das Land hat das Ziel, den Ausbau von PV-Anlagen auf 21 GW, idealerweise auf 27 
GW, bis Ende des Jahres 2030 zu erreichen. Dementsprechend wäre das ein großer 
Schritt.  

Die Gewinnungsstätten nutzen den Solarstrom erst einmal selbst. Der überschüssige 
Strom wird dann in das Netz eingespeist. Die Nutzung des eigenen erzeugten Solar-
stroms führt dazu, dass weniger Strom aus fossilen Energieträgern benötigt wird. Da-
mit leisten wir einen wichtigen Beitrag zur Dekarbonisierung der Industrie. Das Stich-
wort ist natürlich CO2.  

Zu den Auswirkungen auf das Gewässer und die Anwohner ist zu sagen: Auf die An-
wohner selbst hat das keinen Einfluss, selbst wenn das Naherholungsgebiet genutzt 
wird. Es gibt keine Verschattungen und Geräusche. Uferbereiche, die für Naturschutz-
maßnahmen oder touristische Zwecke gestaltet worden sind, können weiterhin genutzt 
werden. Im Sommer sorgt die Verschattung für eine geringere Aufheizung des Gewäs-
sers. Dies führt zu weniger Wasserverlusten, also weniger Verdunstung, und zu weniger 
Algenwuchs, was die Wahrscheinlichkeit des Umkippens des Gewässers noch einmal 
verringern kann.  

Unter die notwendigen regulatorischen und planerischen Voraussetzungen fallen einige 
Punkte, die angepasst werden können. § 36 Abs. 3 Nr. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes – 
Sie hatten das angesprochen –ermöglicht aktuell nur einen Bedeckungsgrad von 15 % 
der Wasseroberfläche, und es ist ein Mindestabstand zum Ufer von 40 m vorgesehen. 
Künstliche Seen haben jedoch oft sehr geringe Anteile an Flachwasserzonen und sind 
außerdem oft steil und tief. Es ist ganz klar, dass errichtete Flachwasserzonen geschützt 
werden müssen und die Artenvielfalt, die Flora und Fauna, berücksichtigt werden 
muss.  
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Die tieferen und großflächigeren Gewässerbereiche könnten allerdings stärker für PV-
Anlagen genutzt werden. Die derzeitigen Vorgaben erlauben das aber nicht. Das dient 
weder dem Schutz der Gewässer, noch führt das zu dem Ziel, das sich die Landesre-
gierung bezüglich des Ausbaus der erneuerbaren Energien gesetzt hat. Eine Einzel-
fallbetrachtung unter Berücksichtigung der individuellen Standortbedingungen würde 
die Lage erheblich verbessern. Die Landesregierung hat das erkannt und eine Bun-
desratsinitiative zur Anpassung des § 36 Wasserhaushaltsgesetz gestartet. Aus unse-
rer Sicht ist das unbedingt zu begrüßen.  

Auch Genehmigungsverfahren für diese Floating-PV-Anlagen könnten vereinfacht und 
beschleunigt werden. Es wäre möglich, diese Gewässer in den Privilegierungstatbe-
stand nach § 35 Abs. 1 Nr. 8 des BauGB aufzunehmen. Dies würde für Betreiber und 
Behörden mehr Rechtssicherheit schaffen. Für Floating-PV-Anlagen auf Baggerseen 
gibt es aktuell nämlich keine Privilegierung im Baugesetzbuch.  

Des Weiteren kann die Wirtschaftlichkeit von PV-Anlagen verbessert werden, denn die 
Vergütung des Überschussstroms ist nicht attraktiv, und die Errichtungskosten sind 
knapp 1,5-mal höher als für PV-Anlagen an Land.  

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Ich sehe, die AfD hat keine Fragen mehr. – Ich 
schlage vor, dass wir nun die letzte Runde einleiten. Ich bitte Sie, zu überlegen, welche 
Frage besonders wichtig für diese mündliche Anhörung wäre. Wie besprochen gibt es 
die Möglichkeit, offene Fragen noch im Nachgang schriftlich einzureichen.  

Stephan Wolters (CDU): Herr Grigo, Sie haben unter anderem am Beispiel Ibbenbü-
rens die konstruktive Zusammenarbeit dargestellt. Welche Formate und Prozesse ha-
ben sich besonders bewährt? Können diese gegebenenfalls auch als Modell für an-
dere Gebietskulissen dienen? Können Sie zwei, drei prägnante Beispiele nennen? 

Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Bezogen auf das Ruhrrevier ist Ibbenbüren 
natürlich ein Mikrokosmos. Wir haben es in Ibbenbüren mit einer Bezirksregierung, 
dem Kreis Steinfurt und fünf Anliegerkommunen, die sich darüber hinaus zu einer 
Transformationsgesellschaft – oder so ähnlich – zusammengeschlossen haben, zu 
tun. Das macht die Zusammenarbeit sehr konstruktiv und einfach, denn wir als Unter-
nehmen brauchen Orientierung.  

Bei unseren Großverfahren im Ruhrrevier, etwa im Osten des Reviers für den Ewig-
keitsstandort „Haus Aden“ – der einzige Standort, der langfristig in die Lippe entwäs-
sert wird – haben wir es mit drei Bezirksregierungen und 45 Anliegerkommunen etc. 
zu tun. Jeder ist der Nabel der Welt und legt insbesondere im Bereich der Ermessens-
entscheidungen – also dann, wenn das Bergrecht nicht gilt; dort gibt es formalrechtlich 
gebundene Entscheidungen, und das Gesetz legt fest, welche Voraussetzungen erfüllt 
werden müssen, damit wir eine Zulassung erhalten – das Wasserrecht unterschiedlich 
aus. Dass an gleichartige Verhältnisse unterschiedliche Anforderungen gestellt wer-
den, macht es für uns sehr schwer.  
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Ich möchte deshalb kein allgemeines Plädoyer dafür halten, dass Grenzwerte zu scharf 
seien und in den Gesetzen und Verordnungen alles ganz schlimm sei. Ich möchte 
gerne einen Appell an die – so nenne ich es einmal – interkommunale Zusammenar-
beit loswerden. Der Mikrokosmos Ibbenbüren kann ein gutes Beispiel für eine Zusam-
menarbeit sein. Eine Bezirksregierung und eine Kommune, die ihrer Bündelungsfunk-
tion nachkommen, können mehr Orientierung geben als einzelne zuständige Ämter, 
bei denen gleichartige Fragestellungen – zu Naturschutz, Gewässerschutz, Boden-
schutz, Chemikalienrecht, Klimaschutz – unter unterschiedlichen Perspektiven be-
trachtet werden.  

Als Unternehmer ist es kompliziert, einmal bei der Baubehörde, dann bei der Pla-
nungsbehörde und bei der Naturschutzbehörde vorzusprechen und seitens der Ver-
waltung keine vernünftige Orientierung zu erhalten. Auch in unserem Ballungsraum im 
Ruhrgebiet, in diesem dicht besiedelten urbanen Raum, wäre es gut, mehr Orientie-
rung zu erhalten. Dafür könnte Ibbenbüren ein gutes Beispiel sein. Wir müssen das für 
das Ruhrgebiet nur groß denken. 

René Schneider (SPD): Frau Grunewald, bei der Genehmigung neuer Auskiesungen 
gibt es verschiedene Genehmigungsregime bzw. Rechtsregime – diese sind auch bei 
Herrn Grigo angeklungen –; einerseits das Bergrecht, andererseits das Wasserrecht, 
je nach Lage vor Ort. Halten Sie als Verband diese Trennung noch für zeitgemäß? 
Oder sollte – in welche Richtung auch immer – diese Genehmigungspraxis auf ein 
Recht gestützt werden? Und wenn ja, welches wäre das aus Ihrer Sicht? Ein Stichwort 
ist hier „Bürokratieabbau“. 

Barbara Grunewald (vero – Verband der Bau- und Rohstoffindustrie): Bürokratie-
abbau ist natürlich erst einmal begrüßenswert. Da wir sowohl Nassgewinnungen im 
Wasser bzw. unterhalb des Grundwassers als auch Trockengewinnungen vornehmen, 
lässt sich das nicht so pauschalisieren. Die Gewinnung bzw. das Verfahren dazu wird 
nicht nur nach einem Recht genehmigt. Es muss wirklich immer individuell betrachtet 
werden, was wo gewonnen wird. Dabei treffen viele Bereiche aufeinander, daher muss 
man das wirklich sorgfältig abwägen.  

(René Schneider [SPD]: Darf ich eine Nachfrage stellen?) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Zur Spezifizierung. 

René Schneider (SPD): Die Trennung erfolgt allein nach dem Quarzitgehalt dessen, 
was gefördert wird. Bei gleicher Lagerstätte, gleichen Voraussetzungen – wie Sie sie 
gerade geschildert haben – wird nur nach der Höhe des Quarzitgehalts entschieden, 
ob entweder das Bergrecht oder das Wasserrecht gilt. Das ist die Frage. 

Barbara Grunewald (vero – Verband der Bau- und Rohstoffindustrie): Soweit ich 
weiß, trifft das Wasserrecht nur zu, wenn ein Eingriff in Wasserbereiche erfolgt. Ich 
liefere dazu auch gerne Informationen nach, da ich jetzt nicht ganz sprechfähig bin.  
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Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Ich komme in meiner 
letzten Frage auf ein Thema zu sprechen, das hier nicht so richtig diskutiert wurde, 
nämlich die sogenannten Polderwässer. Im Vergleich zu den Grubenwässern, über die 
wir viel gesprochen haben, machen sie die größere Menge aus. Dazu gehören Ober-
flächenwasser, Niederschlagswasser, das gepumpt werden muss, damit es über Em-
scher oder Lippe überhaupt den Rhein erreicht.  

Herr Grigo – ich bin nicht ganz sicher, ob die RAG oder eher die EMSCHERGENOS-
SENSCHAFT dafür zuständig ist –, inwieweit ist dieses System vom Klimawandel be-
troffen? Welche Anpassungsmaßnahmen sind nötig oder werden vielleicht auch schon 
vorgenommen?  

Werner Grigo (RAG Aktiengesellschaft): Die Poldermaßnahmen werden von der 
EMSCHERGENOSSENSCHAFT und der Linksniederrheinischen Entwässerungs-Ge-
nossenschaft durchgeführt. Früher haben wir das auch selbst gemacht. Heute werden 
unsere Pumpwerke von der EMSCHERGENOSSENSCHAFT betrieben. Wir bezahlen 
das Ganze. Auch ein Teil unserer Mitarbeiter, die das früher gemacht haben, ist zur 
EMSCHERGENOSSENSCHAFT gewechselt.  

Die Betroffenheit dieser Systeme vom Klimawandel ist von untergeordneter Natur. 
Letztendlich müsste wahrscheinlich weniger Wasser gepumpt werden. Ich nehme das 
Thema noch einmal mit. Die Klimaherausforderungen für die EMSCHERGENOSSEN-
SCHAFT stellen sich an anderer Stelle, etwa bei Deicherhöhungen etc. Ich nehme die 
Frage gerne zum Anlass, mit der EMSCHERGENOSSENSCHAFT noch einmal drüber 
zu sprechen und Ihnen dazu noch ein paar Zeilen zu schreiben.  

Prof. Dr. Johannes Pinnekamp (Sachverständiger EK III): Das wäre schön. Danke. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Grunewald, Sie führen in Ihrer Stellungnahme aus, 
dass renaturierte Abbauflächen nicht nur Lebensräume für bedrohte Arten schaffen –
das hatten Sie eben schon ausgeführt –, sondern auch neue Nutzungsmöglichkeiten 
eröffnen. Vor dem Hintergrund wachsender Flächenkonkurrenz und gesellschaftlicher 
Erwartung an Nachhaltigkeit gewinnt die Kombination der verschiedenen Nutzungs-
formen zunehmend an Bedeutung.  

Welche Chancen sehen Sie in der gezielten Entwicklung ehemaliger Abbauflächen zu 
multifunktionalen Räumen der Naherholung – zum Schwimmen, Wandern, Angeln –, 
die mit Wasserschutz, Biodiversität und der Erzeugung erneuerbarer Energien, zum 
Beispiel mit den eben angesprochenen Floating-PV-Anlagen, verbunden werden? Wie 
kann eine solche Mehrfachnutzung dazu beitragen, die gesellschaftliche Akzeptanz für 
Rohstoffabbau zu stärken und den langfristigen Mehrwert dieser Flächen sichtbar zu 
machen?  

(René Schneider [SPD]: Die Akzeptanz wäre da, wenn es die Ausglie-
der bezahlen würden!) 
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Barbara Grunewald (vero – Verband der Bau- und Rohstoffindustrie): Die Dop-
pelnutzung bietet viel Potenzial: Biodiversität, Naturschutz, Naherholung und Touris-
mus, Wasser- und Hochwasserschutz – wir hatten noch nicht angesprochen, dass 
Baggerseen bei Hochwasserereignissen als Retentionsräume dienen können – und 
erneuerbare Energien. Gerade diese Kombination schafft ökologische Resilienz und 
kann durch den Faktor „Erholung“ und die wirtschaftliche Perspektive für gesellschaft-
liche Akzeptanz sorgen. Die kurze Antwort bzw. das Stichwort ist: moderne Projekt-
planung hin zu integrierten Projekten.  

Die gezielte Entwicklung dieser renaturierten Gewinnungsflächen zu multifunktionalen 
Räumen bietet ökologisch, gesellschaftlich und wirtschaftlich ein enormes Potenzial. 
Solche Flächen können zu Modellräumen werden und auf die Bedarfe der jeweiligen 
Kommunen angepasst werden. Bei der Genehmigung sind eine offene Kommunika-
tion, die Einbindung der Öffentlichkeit und Transparenz wichtig. Auch die Bedarfe der 
Kommune und der Region sollten einbezogen werden.  

Es gibt schon etliche Beispiele dafür. Mit der Xantener Südsee entstand in enger Zu-
sammenarbeit mit der Stadt Xanten, dem Regionalverband Ruhr und dem Freizeitzen-
trum Xanten sowie den dort ansässigen und gewinnenden Unternehmen aus der 
Sand-Kies-Industrie ein künstliches Gewässer. Dort gibt es nun ein großräumiges Na-
tur- und Freizeitareal zu Wasser und zu Land, das enormen Zuspruch aus der Bevöl-
kerung erfährt. Der Tourismus in der Region hat stark zugenommen. Dort liegt der 
Fokus zwar auf Freizeit, aber es finden auch zahlreiche Wasservögel, Haubentaucher, 
Blasshühner und Reiher ihr Zuhause. Auch Naturschutz wird also großgeschrieben. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Das wollte Herr Schneider alles nicht hören! – 
Julia Kahle-Hausmann [SPD]: Wer zahlt das Ganze? – Zuruf von René 
Schneider [SPD]) 

Vorsitzende Astrid Vogelheim: Vielen Dank. – Wir haben intern sicherlich noch ein-
mal die Gelegenheit, darüber zu diskutieren.  

Weitere Fragen sehe ich nicht. Damit sind wir am Ende der Anhörung angelangt. Ich 
danke den Damen und Herren Sachverständigen ganz herzlich für Ihre Zeit und für 
Ihre Expertise, die Sie uns zur Verfügung gestellt haben. Ich danke auch den interes-
sierten Gästen der Anhörung.  

(Beifall) 
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2 Wasser als Transportweg 

Schriftliche Anhörung  
der Enquetekommission III 
Stellungnahme 18/2696 
Stellungnahme 18/2703 
Stellungnahme 18/2704 
Stellungnahme 18/2711 
Stellungnahme 18/2712 
Stellungnahme 18/2713 
Stellungnahme 18/2714 

Die Enquetekommission nimmt die Stellungnahmen zur Kenntnis.  

gez. Astrid Vogelheim 
Vorsitzende 

Anlage 
05.08.2025/27.08.2025 
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